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Veranstaltungsrückblick:  
“The new Aid Architecture: Parliamentary Action 
to Ensure Aid Effectiveness” 

Am 24. Juni wurden im Rahmen einer Veranstaltung 
des Parlamentarischen Nord-Süd Dialoges neben einer 
Rückblende auf die letzten vier Projektjahre auch jene 
Möglichkeiten diskutiert, die Parlamente in den Geber- 
und Partnerländern haben, um zu einer effektiven Ent-

wicklungszusammenarbeit beizutragen. Als eine der zen-
tralen Funktionen in diesem Zusammenhang wurde die 
Kontrollfunktion des Parlaments genannt, mit einem 
Verweis auf unabhängige Institutionen, wie beispiels-
weise den Rechnungshof, die entsprechend beitragen 
können, dass Parlamente diese Aufgabe erfüllen. In 
den Vorträgen wurde diese wichtige Zusammenarbeit 
unterstrichen und auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
die Parlamente der Partnerländer beim Aufbau notwen-
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Parlaments mit  
Nationalratspräsidentin 
Barbara Prammer.  
Hon. Rui Conzane,  
Hon. Lucinda Malema 
und der Vizepräsident 
des mosambikanischen 
Parlaments, Hon. Viana 
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an einem Training im  
österreichischen  
Parlament teil. 
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Editorial

Veranstaltung – Parlamentary Action to Ensure Aid Effectiveness

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter,

herzlichen Dank für die rege Beteiligung 
im Rahmen der Evaluierung unseres Pro-
jektes und die überwiegend positiven 
Rückmeldungen. Wir sehen das Ergebnis 
als Ansporn und bemühen uns, den par-
lamentarischen Nord Süd Dialog noch 
zu vertiefen und hoffen darauf, dass sich 
noch mehr Abgeordnete aktiv beteiligen.

Derzeit sind wir besorgt über angekündigte 
Budgetkürzungen im Rahmen der Öster-
reichischen Entwicklungszusammenar beit. 
Nach den Mitte April veröffentlichten 
OECD-Zahlen für 2009 sind die Leistun-
gen Österreichs für EZA gegenüber 2008 
um 31,2 % auf 842 Millionen Euro zu-
rückgegangen. Österreich liegt somit mit 
Griechenland, Portugal und Italien an 
letzter Stelle in Europa. Im nächsten Bud-
get sollen die Ausgaben für EZA erneut 
schrumpfen. Viele qualitativ wertvolle 
Projekte österreichischer EZA sind in Ge-
fahr, nicht mehr finanziert zu werden und 
lokale Projektpartner werden um Ent-
wicklungschancen gebracht. Dies ist abso-
lut untragbar. Wie uns nämlich die der-
zeitigen Krisen zeigen, ist es letztlich ef-
fizienter, rechtzeitig problematischen Ent -
wicklungen entgegen zu wirken. 

Dabei geht der Rest Europas andere Wege. 
Zusammengefasst sind trotz Wirtschafts-
krise die Beiträge für EZA in Europa 
gestiegen und mehr Länder erreichen 
0,7 % des BNE. Ich ersuche Sie deshalb, 
im Rahmen der Budgetdebatte die For-
derungen der Bereitstellung der notwen-
digen Mittel für EZA und der Erstellung 
eines nationalen Aktionsplans zur EZA 
zu unterstützen, wie dies von der EU ver-
langt wird.

Ihre

NR a. D. Inge Jäger

diger Kapazitäten zu unterstützen. Dies 
sei eine der Kernaufgaben der Entwick-
lungszusammenarbeit auf parlamenta-
rischer Ebene. Nationalratspräsidentin 
und Beiratsvorsitzende des Projekts 

„Parlamentarischer Nord-Süd Dialog“ 
Barbara Prammer erläuterte, dass auf 
vielen internationalen Konferenzen und 
auch innerhalb der IPU (Inter Parlia-
mentary Union) immer wieder betont 
wird, dass die Parlamente in den Part-
nerländern in ihren Entwicklungen und 
bei der Ausübung ihrer Legislativ- und 
Kontrollfunktion unterstützt werden 
müssen. In der partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit zwischen Parlamenten 
sollte man sich auf diese Arbeit konzen-
trieren und dabei Rechnungshöfe und 
Volksanwaltschaften in den Austausch 
mit einbeziehen. Diese Möglichkeiten 
von Synergieeffekten auf bi- und mul-
tilateralen Ebenen sollten im Projekt 
verstärkt mitbedacht werden, genauso 
wie die international immer wichtiger 
werdende parlamentarische Diplomatie.

Der Vizepräsident des mosambikani-
schen Parlaments, Viana Magalhães, 
dankte den Anwesenden für die Unter-
stützung seines Parlaments durch das 
Projekt „Parlamentarischer Nord-Süd 
Dialog“ und bezeichnete die Zusam-
menarbeit als wesentlich für die Ent-
wicklung und Stärkung der Demo-
kratie in Mosambik. Im Sinne der 
EU-Afrika Joint Strategie und der 
Pariser Erklärung ist die Partnerschaft 

zwischen Parlamenten und die Institu-
tionalisierung des Nord-Süd Dialogs 
ein wesentlicher Aufgabenbereich von 
Entwicklungszusammenarbeit. In den 
vergangenen Jahren gab es zahlreiche 
wichtige Aktivitäten innerhalb der 
Partnerschaft, beispielsweise Trainings 
für Abgeordnete und MitarbeiterInnen, 
die Unterstützung der IT-Infrastruktur 
durch Hardware, Schulungen und eine 
detaillierte Evaluierung, oder den Er-
fahrungsaustausch zwischen Österreich 
und Mosambik, der zu einer nachhal-
tigen Weitergabe von Wissen führt. 
Alles dies ist aus Sicht des mosambika-
nischen Parlaments eine starke Basis für 
eine Fortsetzung der Kooperation, in 
der weitere Herausforderungen ange-
gangen werden können.

NR a. D. Inge Jäger, die Initiatorin des 
Projektes „Parlamentarischer Nord-Süd 
Dialog“, und Jutta Kepplinger, Projekt-
leiterin, sehen den Dialog zwischen 
Europa und Afrika und eine kohärente 
Politik als wichtige Voraussetzungen für 
Entwicklung und das Erreichen der 
UN-Millenniumsziele. Beides ist in der 
Arbeit des Projektes verankert. Die posi-
tive Resonanz der Abgeordneten und Be-
amtInnen in Österreich und Mosambik, 
die in einer Projektevaluier ung erhoben 
wurde, zeugen vom entwicklungspoli ti-
schen Mehrwert des Projektes, der durch 
die enge Kooperation mit AWEPA (Eu-
ropean Parliamentarians with Africa) 
noch verstärkt wird. Der Aufbau und 

Nationalratspräsidentin Barbara Prammer eröffnet die Veranstaltung
Foto: HBF/Icha und Aigner



3

Newsletter 16/2010

Veranstaltung – Parlamentary Action to Ensure Aid Effectiveness

Dr. Robert Sattler von INTOSAI und Dr. Gertrude Brinek vom Internationalen 
Ombudsman Board. 
Foto: HBF/Icha und Aigner

NR Franz Glaser als Moderator des ersten Veranstaltungsteils mit dem  
Vizepräsidenten des mosambikanischen Parlaments, Hon. Viana Magalhães. 
Foto: HBF/Icha und Aigner

die Stärkung der AWEPA Sektion im 
Österreichischen Parlament ist eine der 
drei Säulen des Projektes, neben der In-
formationsarbeit für Abgeordnete und 
BeamtInnen des Österreichischen Par-
laments durch Veranstaltungen und Pu-
blikationen und der Partnerschaft mit 
dem mosambikanischen Parlament, die 
sich v. a. auf den Wissenstransfer und 

-austausch konzentriert.

Die Präsidentin von AWEPA-Internati-
onal, die ehemalige belgische Abgeord-
nete Miet Smet, beschrieb Parlamente 
als zentrale Institutionen einer gleich 
gestellten Gesellschaft in der Werte wie 
Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
Kontrolle als wichtig für die ökono-
mische und soziale Entwicklung eines 
Landes angesehen werden. Sie betonte 
die breite Unterstützung durch die zahl-
reichen AWEPA Sektionen in den eu-
ropäischen Parlamenten, die sich aktiv 
für die Anliegen der parlamentarischen 
Zusammenarbeit mit Afrika einsetzen. 
Langjährige Partnerschaften seien ein 
Beweis, dass bereits viel Positives in den 
Ländern Afrikas erreicht werden konnte. 
AWEPA konzentriert sich in ihrer Ar-
beit dabei vor allem auf den Demokrati-
sierungsprozess, der als Grundbaustein 
für Entwicklung angesehen wird. Ent-
sprechend werden in den Programmen 
und Aktivitäten das vorhandene Wissen 
und die bestehende Kapazitäten in den 
afrikanischen Ländern gefördert, unter-
stützt und ausgebaut. Wichtig ist für 

die AWEPA Präsidentin der Respekt für 
Parlamente als Institution, der sowohl 
in Afrika als auch in Europa gestärkt 
und vehement eingefordert werden 
müsse.

Brendan Howlin, Vizepräsident des 
irischen Repräsentantenhauses, und 
Geoffrey Underhill vom Institut für 
sozialwissenschaftliche Forschung in 
Amsterdam, stellten ein Pilotprojekt 
zum ODA-Tracking (Overseas Deve-
lopment Assistance) vor, d.h. zur Nach-
verfolgung und Nachvollziehbarkeit der 
Unterstützungsleistungen im Rahmen 
der EZA. Gerade in Bezug auf die Kon-
trolle dieser Gelder und Leistungen sind 
Parlamente in einer bedeutenden Funk-
tion. Entscheidend für diese Kontrolle 
und somit die gegenseitige Rechen-
schaftspflicht ist die Verfügbarkeit von 
diesbezüglichen Informationen. Im Pi-
lotprojekt sollen Teams von Abgeordne-
ten aus Geber- und Partnerländern die-
sen Informationsaustausch vollziehen 
und unterstützen. 

In diesem Zusammenhang betonte 
Underhill aber auch, wie wichtig es ist 
herauszufinden, inwieweit die EZA-Pro -
gramme der Geber und die Strategien 
der Partnerländer überhaupt mit den 
Bedürfnissen der jeweiligen Bevölke-
rung korrespondieren. Am Pilotprojekt 
nehmen Irland, Schweden, die Nieder-
lande, Mosambik, Südafrika, Ghana, 
Tansania und Benin teil.

Robert Sattler von der Internationalen 
Organisation der Organe der Rech-
nungskontrolle (INTOSAI) betonte, 
dass der gemeinsame Erfahrungsaus-
tausch hinsichtlich der Prinzipien der 
Rechnungsprüfung allen Mitgliedern 
von INTOSAI nützt, wozu auch afri-
kanische Staaten zählen. U. a. nehmen 
Mosambik und der mosambikanische 
Rechnungshof an den Programmen und 
Trainings der 1986 von INTOSAI ins 
Leben gerufenen Development Initiati-
ve teil, die den Aufbau von Sach- und 
Personalkompetenzen durch Trainings, 
technische Assistenz oder Peer Reviews 
zum Inhalt haben. Auch Volksanwältin 
Gertrude Brinek vom Internationalen 
Ombudsman Boards stellte die Stär-
kung jener staatlichen und nicht-staatli-
chen Institutionen, die für Transparenz 
und Informationsbereitstellung sorgen, 
als zentrales Anliegen des 1978 in Kana-
da gegründeten Ombudsman Board dar. 
Das Lobbyieren für unabhängige Ver-
waltungsorgane ist ein wichtiger Punkt 
für jede funktionierende Demokratie 
und deren Parlamentarismus.

Nationalratspräsidentin Prammer be-
dankte sich in ihrer Rede bei der ADA 
(Austrian Development Agency) und 
dem Land Oberösterreich für die finan-
zielle Unterstützung des Projektes Par-
lamentarischer Nord-Süd Dialog und 
schloss ihre Rede mit der Hoffnung auf 
eine Weiterführung der erfolgreichen 
Arbeit in den kommenden drei Jahren. 
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Arbeitsbesuch des mosambikanischen Parlamentsdirektors

Dr. Wolfgang 
Engeljehringer, 
Dr. Günther 
Schefbeck, der  
Direktor des  
mosambikanischen 
Parlaments Ismael 
Machaieie,  
Dr. Igor Metzeltin 
(Dolmetsch) und 
Luis Dava bei einem 
Arbeitsgespräch im 
Kompetenzzentrum  
des Österreichi-
schen Parlaments.

Auf Einladung der österreichischen Par  -
lamentspräsidentin besuchten der mo-
sam  bikanische Parlamentsdirektor, Ismael 
Baptista Machaieie, und Mr. Luis Júnior 
Dava vom 17. bis zum 19. Februar 2010 
die österreichische Bundeshauptstadt 
Wien. Im Fokus des dreitägigen Arbeits-
besuches standen das E-Law Sys tem 
des österreichischen Parlaments so wie 
Möglichkeiten der Nutzung von bereits 
vorhandenen bzw. in kontinuierlicher 
Entwicklung befind lichen elektroni-
schen Systemen des UNDESA-Pro-
gramms für Afrika. 

Dieser Besuch war eine Konsequenz 
der beiden MitarbeiterInnen-Trainings 
von mosambikanischen Parlamentsmit-
arbeiterInnen im Juni und November 
2009, in denen sich herauskristallisierte, 
dass das im österreichischen Parlament 
eingesetzte E-Rechts System von be-
sonderem Interesse für das mosambika-

Arbeitsbesuch des mosambika-
nischen Parlamentsdirektors

nische Parlament sein könnte, das sich 
beginnend mit der kommenden Legisla-
turperiode 2010 intensiver mit einer 
Modernisierung der Abwicklung legisla-
tiver Prozesse im eigenen Parla ment aus-
einandersetzen möchte. 

In intensiven Ge sprächen und Vorträgen 
tauschte sich Herr Machaieie mit Dr. 
Günther Schefbeck, dem Leiter der Ab-
teilung Dokumentation, Archiv und Sta-
tistik, und Dr. Wolfgang Engeljehringer, 
dem Leiter des Competence Centers, 
aus, wodurch sich relativ klar heraus-
kristallisierte, wie adaptierte österrei-
chische Systeme in Mosambik eingesetzt 
werden könnten. In dieser Hinsicht be-
durfte es allerdings noch vertiefender 
Gespräche, die Dr. Schefbeck im März 
vor Ort in Maputo führte.

Weitere Programmpunkte des dreitägi-
gen Aufenthalts waren Besuche der Öf-

fentlichkeitsabteilung des Parlaments 
sowie der Demokratiewerkstatt und der 
Parlamentsbibliothek, wo sie von Biblio-
theksleiterin Dr. Elisabeth Dietrich-
Schulz in die parlamentarischen Infor-
mationsnetzwerke ECPRD (European 
Center for Parliamentary Research) und 
APKN (African Parliamentary Know-
ledge Network) eingeführt wurden. 

In den Treffen mit dem Parlamentsvize-
direktor Alexis Wintoniak und Parla-
mentspräsidentin Barbara Prammer wur-
den die Eindrücke und Inhalte der par-
lamentarischen Kooperation zwi schen 
Österreich und Mosambik eingehend 
erörtert. Der Parlamentsdirektor bat in 
den Gesprächen um weitere Unterstüt-
zung durch das österreichische Partner-
parlament. 
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Workshop in Paris über die Rolle von Parlamenten in der Entwicklungszusammenarbeit

Lucia van den Bergh
“Why Peace Worked – Mozambicans look back”
 
Es gibt viele Gründe, um Mosambik als „Wunder” zu betrachten, obwohl es einen ganz 
anderen Weg hinter sich hat als beispielsweise Südafrika. Das Ende des Bürgerkriegs 
1992 und der darauf folgende Friedensprozess in Mosambik sind weltweit als Erfolg an-
gesehen. Es wurde jedoch selten hinterfragt, welche Faktoren dazu beitrugen, dem Land 
einen einzigartigen Werdegang zu bescheren und zu sichern. In diesem Buch geht Lucia 
van den Bergh genau diesen Fragen nach.

Mit Unterstützung von AWEPA – zu bestellen auf der AWEPA Homepage unter  
www.awepa.org

Die nationalen Parlamente sowie das 
Europäische Parlament spielen eine 
bedeutende Rolle im Bereich der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Ihre Abge-
ordneten können einerseits als gewählte 
RepräsentantInnen der Bevölkerung 
legitimen, demokratischen Druck auf 
ihre Regierungen ausüben, damit diese 
ihre vereinbarten Mittelzusagen für die 
Entwicklungszusammenarbeit erfüllen. 
Andererseits können Parlamente als Le -
gislativorgan Einfluss auf die Gestaltung 
der Entwicklungspolitik ihrer Regierung 
nehmen. Dieser bedeutenden Rolle der 
Parlamente sind sich auch die entwick-
lungspolitisch tätigen NGOs (Non-
Governmental Organisations) bewusst. 
Durch eine verstärkte Kooperation mit 
ihren nationalen Parlamenten sowie 
dem Europäischen Parlament kann die 
demokratische Kontrolle entwicklungs-
politischer Maßnahmen in Europa wei-
ter gestärkt werden.

In diesem Zusammenhang organisierte 
CONCORD, der europäische Dachver -
band entwicklungspolitischer NGOs, 
von 27. bis 28. Mai 2010 in Paris den 

„European Workshop on the role of na-

tional and European parliaments on 
aid commitments and development 
cooperation policy“. Neben zahlreichen 
VertreterInnen entwicklungspolitischer 
NGOs und nationaler Parlamente aus 
ganz Europa sowie dem Europäischen 
Parlament nahm auch die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Grünen, 
NR-Abg. Judith Schwentner, an dem 
Workshop teil.

Statement der entwicklungs po-
li tischen Sprecherin der Grünen, 
NR-Abg. Judith Schwentner:

Der Workshop zur Zusammenarbeit 
zwischen NGOs und Parlamentarier-
Innen in der Entwicklungszusammenar-
beit hat verdeutlicht, welchen besonde-
ren Stellenwert diese eigentlich einneh-
men sollte. Im Laufe der zweitägigen 
Veranstaltung wurde nicht nur klar, dass 
die Kooperation in den einzelnen Län-
dern und auf EU-Ebene unterschiedlich 
fortgeschritten ist. Es wurde vor allem 
klar, dass in allen europäischen Ländern 
um die politische und mediale Wahr-
nehmung von Entwicklungszusammen-
arbeit gerungen werden muss – ein re-

Workshop in Paris über die Rolle 
von Parlamenten in der Entwick-
lungszusammenarbeit

gelmäßiger Austausch und auch das ver-
stärkte Vertrauen zwischen NGOs und 
ParlamentarierInnen ist daher für eine 
effektive Entwicklungszusammenarbeit 
von besonderer Bedeutung. Wichtig 
wäre vor diesem Hintergrund ein ge-
regelter, systematischer Austausch zwi-
schen NGOs und ParlamentarierInnen. 
Der Dialog mit NGOs bereichert die 
Arbeit von ParlamentarierInnen durch 
deren Expertise, die gegenseitige Unter-
stützung gewährleistet nicht zuletzt die 
Qualität der parlamentarischen Arbeit. 

Als künftig besonders relevant, aller-
dings noch weitgehend vernachlässigt, 
erscheint als Ergebnis des Workshops 
außerdem der zu forcierende Austausch 
innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten 
der europäischen Union. Egal wie und 
wo im jeweiligen nationalen Parlament 
Entwicklungspolitik behandelt wird, sie 
hat beinahe immer supranationale Re-
levanz. Der verstärkte Kontakt, auch 
zum Entwicklungsausschuss des EU-
Parlaments, gäbe daher die Möglichkeit 
einander zu informieren, zu inspirieren 
und zu stärken. 
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Money matters!

Der internationale Vergleich der öffent-
lichen Entwicklungszusammenarbeit 
(ODA = Official Development Assi-
stance) des Jahres 2009 zeigt deutlich, 
dass Österreich seine Leistungen im 
Vergleich zu 2008 am stärksten von al-
len „Gebern“ gekürzt hat. Rund 31 % 
betrug die Reduktion der österreichi-
schen ODA. Mit 0,30 % des BNE an 
ODA-Leistungen lag Österreich im Jahr 
2009 weit hinter der für das Jahr 2010 
angepeilten und zugesagten Quote von 
0,51 % des BNE für öffentliche EZA.

Die Politik versucht diesen Rückgang 
mit der rezenten Finanz- und Wirt -
schaftskrise zu erklären und argumen-
tiert weitere Kürzungen der OEZA bis 
zum Jahr 2014 mit der notwendigen 
Budgetkonsolidierung. Diese Erklä-
rungs   ver  su che greifen aber vor dem 
Hinter grund der internationalen Ver-
pflichtungen und Zu sagen zur An he-
bung der öster reichischen ODA-Leis-
tungen, die Öster reich in den vergan-
genen 40 Jahren immer wieder getätigt 
hat, zu kurz. 

Die österreichische Bundesregierung 
hat bereits im Jahr 1970 bei der UN-
Generalversammlung zugesagt, bis zum 
Ende der 1. Entwicklungsdekade 0,7 % 
des BSP als öffentliche Entwicklungs-
hilfe aufzubringen. Seit damals gibt es 
von den österreichischen Bundesregie-
rungen mehr als 20 internationale Ver-
einbarungen und Zusagen, bei denen 
Österreich bekräftigt hat, dieses Ziel 
anzustreben und zu erreichen. 

Innerhalb der Europäischen Union hat 
Österreich die Erreichung der ODA-
Quote von 0,7 % des BNE bis zum Jahr 
2015 als Beitrag zur Umsetzung der 
UN-Millennium Deklaration mehrmals 
bekräftigt. Lässt man die Zeit vor dem 

österreichischen EU-Beitritt (1995) au-
ßer Acht, dann bleiben immerhin noch 
15 Jahre, in denen die jeweiligen Regie-
rungen budgetäre Vorkehrungen zur 
Erreichung der internationalen Zielset-
zungen treffen hätten müssen. 

Die Ursache für die fehlenden finanzi-
ellen Mittel der österreichischen ODA 
bei der Finanz- und Wirtschaftskrise zu 
suchen, prolongiert darüber hinaus noch 
die Rolle Österreichs als nicht gerade 
verlässlicher Partner der Partnerländer 
im Süden und Osten und der EU, denn 
ohne budgetäre Vorkehrungen und par-
teipolitisch übergreifende gemeinsame 
Anstrengungen (z. B. gemein same par-
lamentarische Entschließungsanträge, 
Fest legung eines verbindlichen ODA 
Pfades, gesetzliche Verankerung von 
EZA-Budgets, usw.), die der Realisie-
rung der internationalen Zusagen und 
Verpflichtungen dienen, wird sich an 
dieser Situation auch in Zukunft nichts 
ändern.

Ein erster Schritt wurde zu Anfang 
des neuen Jahrtausends gemacht: Die 
Gründung der Austrian Development 
Agency – ADA im Jahr 2004 erfolgte 
vor dem Hintergrund einer angekün-
digten Steigerung der österreichischen 
ODA-Leistungen.

Im Hinblick auf den Beitrag Österreichs 
zur Umsetzung der MDGs wurde eine 
leistungsfähige Agentur geschaffen, mit 
der österreichische Programme und Pro-
jekte professionell organisiert werden 
können. Die angekündigte signi fikante 
Steigerung blieb aber ebenso wie ein 
konkreter, verbindlicher Pfad zur Errei-
chung der ODA aus. Wichtige Teile der 
öffentlichen Entwicklungszusammenar-
beit (etwa das ADA-Budget im Haus-
halt des BMeiA, das für die konkreten 

Money matters!
Der Rückgang der öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen Österreichs kommt nicht 
überraschend – budgetäre Vorsorge und strukturelle Begleitmaßnahmen zu den 
internationalen Zusagen wurden verabsäumt.

Programme und Projekte der OEZA 
vorgesehen ist) zählen im Bundeshaus-
halt noch immer zu den Ermessensaus-
gaben, die bei budgetären Engpässen als 
erstes automatisch gekürzt werden.

Die Veränderung des österreichischen 
Haushaltsrechtes hat darüber hinaus 
dazu beigetragen, dass Budgetobergren-
zen für die einzelnen Ressorts bis zum 
Jahr 2014 im Parlament beschlossen 
wurden und jeder Bundesminister in-
nerhalb seines Ministeriums Umschich-
tungen und Einsparungen vornehmen 
kann. 

Um die Budgetobergrenzen einhalten 
zu können, muss das BMeiA bis zum 
Jahr 2014 rund € 47 Mio. einsparen. 
Aus dem BMeiA wird kolportiert, dass 
im Jahr 2011 Einsparungen in der 
Höhe von rund € 15 Mio. vor allem 
die EZA betreffen werden. Dies trifft 
vor allem die operativen Programme 
und Projekte der österreichischen EZA, 
auch wenn vorsorglich Einsparungen 
im administrativen Bereich angedeutet 
werden, können Kürzungen bei den 
Programmen und Projekten – vor allem 
im Bereich der Öffentlichkeits- und 
Bildungsarbeit – nicht ausgeschlossen 
werden.

Einsparungen bei den gesetzlichen ver-
ankerten Beiträgen an UN-Organisati-
onen sind nicht vorgesehen.

Wenn das Parlament und die Bundes-
regierung die internationale Verpflich-
tung zur Entwicklungszusammenarbeit 
gemäß den internationalen Vereinba-
rungen und Zusagen ernsthaft verfol-
gen möchte, dann müssten gemeinsam 
über die Parteigrenzen hinausgehende 
gesetzliche Grundlagen für die Absi-
cherung der ODA-relevanten Budgets 

Gastbeitrag von Michael Obrovsky, ÖFSE – Österreichische Forschungsstiftung für Internationale Entwicklung
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geschaffen werden. Eine österreichische 
Außenpolitik, die es weiterhin verab-
säumt, budgetäre Vorkehrungen für die 
Umsetzung seiner internationalen Zusa-

gen und Verpflichtungen im Bereich der 
internationalen Entwicklungspolitik zu 
treffen, läuft Gefahr, als „hinternatio-
nal“ abgestempelt zu werden, denn in 

der Armutsbekämpfung zählen die kon-
kreten finanziellen Beiträge mehr als 
vage politische Zusagen.

Am 23. Juni 2010 traf sich die österrei-
chische Sektion von AWEPA unter dem 
Vorsitz von Nationalratspräsidentin 
Barbara Prammer zu ihrer 3. Mit glie-
derversammlung im Parlament. An der 
Versammlung nahmen neben zahlrei-
chen Mitgliedern der AWEPA-Sekti on 
Öster reich auch die neue AWEPA-Prä-
sidentin Miet Smet sowie drei mosam-
bikanische Abgeordnete teil, die sich im 
Rahmen eines Training zu dieser Zeit in 
Österreich aufhielten. 

Minister of State Miet Smet betonte in 
ihrer Rede die bedeutende Rolle der je-
weiligen nationalen AWEPA-Sektionen, 
deren politische Unterstützung die 
Grundlage für die Finanzierung von 
AWEPA-Programmen darstellt. Für Ok-
tober dieses Jahres ist daher ein Treffen 
der Sektionsvorsitzenden in Brüssel ge-
plant, in dessen Rahmen Erfahrungen 
und Informationen über die Aktivi-
täten der jeweiligen AWEPA-Sektion 
ausgetauscht werden können. NR-Abg. 
Wolfgang Pirklhuber berichtete im An-

schluss über seiner Teilnahme an einem 
parlamentarischen Monitoring-Besuch 
in Burkina Faso, das vom Parliamentary 
Network on the World Bank (PNoWB) 
in Kooperation mit AWEPA organi-
siert wurde. Im Rahmen ihres Aufent-
halts bekam die Delegation, bestehend 
aus 15 Abgeordneten aus Afrika, Asien 
und Europa, die Möglichkeit, von der 
Weltbank finanzierte Projekte zu be-
sichtigen und deren Erfolg persönlich 
zu bewerten. 

3. Mitgliederversammlung der 
AWEPA-Sektion Österreich

Abb. rechts:
NR Wolfgang  
Pirklhuber berichtet 
über seinen Besuch  
in Burkina Faso. 

Abb. rechts außen:
Die neue AWEPA-
Präsidentin, Minister  
of State, Miet Smet.

Foto: HBF/Icha  
und Aigner

AWEPA Council Member Inge Jäger 
berichtete abschließend über die er-
folgreiche Zusammenarbeit mit dem 
mosambikanischen Parlament im Rah-
men des Projekts „Parlamentarischer 
Nord-Süd Dialog“ und verwies auf die 
erfreuliche Tatsache, dass die AWEPA-
Sektion Österreich bereits 71 Mitglieder 
stark ist, was den hohen Stellenwert 
Afrikas im österreichischen Parlament 
widerspiegelt. 

Die Teil neh mer  Innen 
der 3. AWEPA  
Mitgliederversamm-
lung der österreichi-
schen Sektion.

Foto: HBF/Icha  
und Aigner
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ParlamentarierInnen im Nord-Süd Dialog
AWEPA Seminar für Abgeordnete der SADC Region

Besuchen Sie unsere Website! 
Dort finden Sie detaillierte Informationen zum Projekt und zu den 
hier behandelten Themen.

www.nordsued-dialog.org
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Gefördert durch

...der Welt die Hand reichen

Wir danken für die Zusammenarbeit!
Das Team des Parlamentarischen Nord-Süd Dialogs bedankt sich sehr herzlich bei Nationalratspräsidentin Barbara 
Prammer und allen MitarbeiterInnen der einzelnen Abteilungen des Österreichischen Parlaments, die durch ihr En-
gagement und ihre Kompetenz eine reibungslose und erfolgreiche Durchführung des Trainings der drei Abgeordneten 
des mosambikanischen Parlaments im Juni 2010 unterstützt haben.

Abgeordnete der nationalen und regio-
nalen Parlamente der SADC (Southern 
African Development Community) 
Region trafen sich in der letzten April-
woche (27. bis 29. April) in Arusha/
Tansania, um zu diskutieren, wie sich 
ParlamentarierInnen besser in den Pro-
zess der Erhöhung der Wirksamkeit 
der Entwicklungszusammenarbeit ein-
binden können. Einen Schwerpunkt 
stellte die Frage nach den Methoden dar, 
mit denen es gelingen soll, ODA-Flüsse 
(Overseas Development Assistance) 
vom Norden in den Süden besser kon-
trollieren zu können. 

Regierungen sollen bezüglich der Qua-
lität als auch der Quantität, der für ihr 
Land bezogenen Hilfe, zur Rechen-
schaft gezogen werden können.

Es wurde festgehalten, dass dies nur 
möglich ist, wenn Parlamente von Be-
ginn an über die Verhandlungsprozesse 
zwischen Gebern und ihren Regie-
rungen informiert sind und über alle 
ODA Beiträge, die in ihr Land fließen, 
rechtzeitig und ausreichend Daten er-
halten. Dies ist derzeit nicht der Fall. 
In diesem Zusammenhang wurde von 
den Abgeordneten auch ein Einblick in 
die Beiträge gefordert, die an zivilgesell-
schaftliche Organisationen gehen. Nur 
so sei es ihnen möglich, einen ausrei-
chenden Überblick zu haben und ihrer 
Aufgabe als Kontrollorgan zu entspre-
chen.

Die Abgeordneten merkten an, dass die 
rechtliche Voraussetzung für eine gute 
Kontrolle an sich in entsprechenden 

AWEPA Seminar für Abgeordnete 
der SADC Region:
„Beitrag von Parlamenten zur effektiven Entwicklungszusammenarbeit“

Gesetzen verankert ist, ihnen derzeit 
jedoch noch sehr oft die personellen 
Kapazitäten und auch die technischen 
Ausstattungen fehlen, um dieser Aufga-
be gerecht zu werden. Sie fordern hier 
Unterstützung von Seite der Geber, u. 
a. in Form von Programmen für Schu-
lungen und Geldern für den Ankauf 
von technischen Ausstattungen.

Am Ende der Veranstaltung wurde ein 
Papier, der „SADC Regional Parliamen-
tary Plan of Action on Aid Effectiveness“ 
verabschiedet. 


